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Antrag 138/I/2022

Abt. 04/94 Halensee (Charlottenburg-Wilmersdorf)

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt bei Annahme 137/I/2022 (Konsens)

Zurück in die Vergangenheit - § 8a Bezirksverwaltungsgesetz
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Wir fordern die Abgeordneten der SPD Fraktion im Ab-

geordnetenhaus auf sich für die nachfolgende Gesetzes-

änderung oder eine sinngemäße Anpassung des § 8a Be-

zirksverwaltungsgesetz einzusetzen:

 

• 8a Bezirksverwaltungsgesetz soll wie folgt neu ge-

fasst werden:

• 8a Sitzung ohne oder in eingeschränkter Anwesen-

heit

 

(1) Abweichend von § 8 Absatz 2 Satz 1 BezVwG kann eine

Sitzung der Bezirksverordnetenversammlung imWege ei-

ner Bild- und Tonübertragung oder in einem gemischten

Verfahren in Anwesenheit und mit durch Bild- und Ton-

übertragung hinzugeschaltete Bezirksverordnete durch-

geführt werden (Videositzung und Hybridsitzung), wenn

und soweit die Geschäftsordnung der Bezirksverordne-

tenversammlung dies vorsieht. Die Geschäftsordnung der

Bezirksverordnetenversammlung soll dies insbesondere

vorsehen, um außergewöhnliche Gefahren für Leib, Leben

oder Gesundheit der Mitglieder der Bezirksverordneten-

versammlung abzuwenden oder umvergleichbar schwer-

wiegenden allgemeinen Notlagen Rechnung zu tragen,

umdie politischeTeilhaber aller Bezirksverordnetenunab-

hängig von ihrer beruflichen, familiären oder gesundheit-

lichen Situation zu ermöglichen und um eine breitere Öf-

fentlichkeit und Bürgerbeteiligung herstellen zu können.

 

Bei Abstimmungen ist zu gewährleisten, dass diese ma-

nipulationssicher möglich sind. In den Fällen des Sat-

zes1 können geheime Abstimmungen im schriftlichen

Verfahren durchgeführt werden. Schlussabstimmungen

über Rechtsverordnungen zur Festsetzung von Bebau-

ungsplänen, Landschaftsplänen und anderen baurechtli-

chenAkten, dienachBundesrechtdurchSatzungzu regeln

sind, sowie von naturschutzrechtlichen Veränderungsver-

boten, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, sol-

len als Beschlussfassung imschriftlichenVerfahrendurch-

geführt werden.

Begründung

• 8 Absatz 2 Satz 1 Bezirksverfassungsgesetz ist eine

diskriminierende Vorschrift. Die Regelung konsta-

tiert, dass die Bezirksverordnetenversammlungaus-

schließlich in persönlicher Anwesenheit tagt. Diese

Regelung dient der Direktheit des politischen Dis-

kurses und soll das dazu auch die Öffentlichkeit des

politischen Handelns gewährleisten. Die Regelung

LPT I-2022 - Überweisen an: AG Fraktionsvorsitzende, AH

Fraktion, ASJ, Forum Netzpolitik

 

StellungnahmenASJ und ForumNetzpolitik zu denAnträ-

gen

• 137/I/2022 KDV Treptow-Köpenick  Digitale Sitzun-

gen der BVV im Bezirksverwaltungsgesetz ermögli-

chen

• 138/I/2022 Abt. 04/94 Halensee (CW) Zurück in die

Vergangenheit - § 8a Bezirksverwaltungsgesetz

• 139/I/2022 KDV Lichtenberg Moderne, familien-

freundliche Fraktionssitzungen auf Bezirksebene

ermöglichen

 

_____

Die ASJ Berlin empfiehlt Annahme des Antrages

137/I/2022 in folgender Fassung:

 

Wir forderndie sozialdemokratischenMitglieder imAbge-

ordnetenhaus auf, zeitnah eine Änderung des

Bezirksverwaltungsgesetzes vorzunehmen, um den Be-

zirksverordnetenversammlungen und ihren Gremien so-

wie den BVVFraktionen, eine Tagung in digitalen/hybri-

den Sitzungen zu ermöglichen. Dies erleichtert die Verein-

barkeit vonEhrenamtundFamilie, insbesonderedurchhy-

bride Sitzungen. Dabei soll der Gesetzgeber dem Grunde

nach die wesentlichen Fragen des Öffentlichkeitsgrund-

satzes, der Datensicherheit, die Frage danach, wer final

über das Format entscheidet (z.B. Ältestenrat, Mehrheits-

beschluss), die Fragen der technischen Ausstattung, der

Speicherung und des Abstimmungsmodus regeln. Die De-

tails können darauf basierend in Geschäftsordnungen be-

stimmt werden.

 

Die Anträge 138 und 139/I/2022 können dann für erledigt

erklärt werden.

 

Begründung:

Die ASJ Berlin befürwortet die Möglichkeit digitaler Ta-

gungen der Gremien der Bezirksverordnetenversamm-

lung. Digitale Tagungen verbessern die Teilhabemöglich-

keiten an BVVen, insbesondere für Frauen und Berufstä-

tige, sowie die Transparenz. Die Anträge sind zudem alle-

samt so formuliert, dass keine digitalen Tagungen vorge-

schrieben werden, sondern lediglich eine gesetzliche Öff-

nung vorgenommen wird, die es den jeweiligen BVVen

selbst überlässt von diesen Möglichkeiten Gebrauch zu

machen.
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schützt daher wichtige Guter einer demokratischen

Gesellschaft und ist auch ein wichtiger Baustein für

ein Parlament in dem die Politiker*innen ihren Pos-

ten als Abgeordnete haupt- oder zumindest neben-

beruflich nachgehen.

 

Leider ist die Bezirksverordnetenversammlung weder ein

Parlament, noch sind derenMitglieder auch nur nebenbe-

ruflich Abgeordnete. Bezirksverordnete sind im Ehrenamt

in der BVV tätig und dies ist auch richtig so. Die Bezirks-

verordneten sollen eben keine Berufspolitiker*innen sein,

sondern als Bürger*innen die praktischen Belange auf der

kommunalen Ebene lenken. Es soll einQuerschnitt derGe-

sellschaft sein.

 

Die Corona Pandemie hat uns in vielen Bereichen der Di-

gitalisierung eine erhebliche Beschleunigung zu Teil wer-

den lassen. Home Office und Remote Work statt pen-

deln, Videokonferenzen statt tägliche innerdeutsche Flug-

reisen, Teamworking Tools statt stundenlangen Meetings

und Besprechungsprotokollen. In vielen Fällen haben die-

se Fortschritte es auch ermöglicht, Familie und Beruf bes-

ser zu vereinen. Die Regelung des § 8a BezVG sollte ur-

sprünglich ausschließlich der Pandemiebekämpfung die-

nen, hat aber aufgezeigt, wie eine moderne Kommunal-

politik aussehen kann. Inzwischen funktionieren sowohl

BVVals auchAusschusssitzungenhervorragend als Video-

konferenzund je nachgewählter Software auchmit vielen

zusätzlichen Möglichkeiten, die Verordneten schnell und

gut organisiert mit Informationen. Auch hat sich gezeigt,

dass es ein bösartiges und diskriminierendes Vorteil ist,

dass ältere Verordnete nicht in der Lage wären an digita-

len Sitzungen teilzunehmen. Vielmehr hat dies auch bei

älteren Verordneten funktioniert und ihnen eine Teilnah-

me ermöglicht.

 

Mit demnahendenWegfall der pandemischen Lage droht

dieser erzielte Fortschritt wieder abgeschafft zu werden.

Wir analogisieren damit erneut die Kommunalpolitik und

das geht zu Lasten vieler Personengruppen, diewir eigent-

lich in den politischen Prozess einbinden sollten undmüs-

sen: Vollberufstätige, Eltern (egal, ob gemeinsam oder al-

leinerziehend), gesundheitlich Beeinträchtigte und Men-

schen mit Behinderung oder Studierende sind nur einzel-

ne Beispiele für die die Durchführung von Präsenzsitzun-

gen auf Dauer in BVV und Ausschüssen dazu führt, dass

eine politische Betätigung nicht oder nicht in der vorgese-

henen Formmöglich ist.

 

Mindestens eine BVV Sitzung und 3-4 Ausschusssitzun-

gen, dazu Vorbereitungssitzungen und Fraktionssitzun-

gen und sonstige Beiratssitzungen, die häufig im Umfeld

der Sitzungen stattfinden und häufig mit Sitzungsbeginn

Die Anträge 138 und 139 sind dagegen zu detailliert, die

Ausgestaltung sollte dem AGH überlassen bleiben.

—

 

Das Forum Netzpolitik empfiehlt Zustimmung unter fol-

gender Maßgabe:

 

Das Forum Netzpolitik hat sich mit der in allen drei An-

trägen zentralen Frage, Gremien der Bezirksverordneten-

versammlungen, digitalesTagen zuermöglichen, beschäf-

tigt. Nicht beschäftigt hat sich das Forum Netzpolitik mit

den in den Anträgen 138 und 139 genannten Details der

Regelung, wie genau das Bezirksverwaltungsgesetz ange-

passt werden sollte und für welche Gremien, Sitzungen

und Zwecke unter Berücksichtigung der Rechtssicherheit

von Beschlüssen aber auch der veränderten Sitzungsdy-

namik im digitalen Raum dies jeweils in jeder BVV ange-

wandtwerden soll. Der Antrag 137 enthielt eine solche For-

derung nach dem „wie“ der Änderungen nicht.

Antrag 138und 139:Zustimmung, soweit es die Fragenach

dem „ob“ einer Regelung betrifft.

Antrag 137: Umfassende Zustimmung.

 

Begründung:

Das Forum Netzpolitik befürwortet die Möglichkeit digi-

taler Tagungen der Gremien der Bezirksverordnetenver-

sammlung. Digitale Tagungen verbessern die Teilhabe-

möglichkeiten an BVVen, insbesondere für Frauen und Be-

rufstätige, sowie dieTransparenz. Die Anträge sind zudem

allesamt so formuliert, dass keine digitalenTagungen vor-

geschrieben werden, sondern lediglich eine gesetzliche

Öffnung vorgenommen wird, die es den jeweiligen BV-

Ven selbst überlässt von diesen Möglichkeiten Gebrauch

zu machen.

2



I/2022 Landesparteitag 19.06.2022 Antrag 138/I/2022

102
103
104
105
106
107
108
109
110
111
112
113
114
115
116
117
118
119
120
121
122
123
124
125
126
127
128
129
130
131

ab 17 Uhr addieren sich imMonat auf.

 

Sitzungen finden zu Zeiten statt, zu denen Berufstäti-

ge zumindest noch arbeiten, Eltern ihre Kinder aus dem

Hort abholen oder Alleinerziehende sich um Hausaufga-

ben kümmern müssen. Für Kranke oder körperlich behin-

derte Verordnete ist die ständige An- und Abreise ins Rat-

haus eine starke Belastung und hält sie von der Teilhabe

ab. AuchStudierende sind regelmäßig anSeminar oder La-

borzeiten gebunden und noch nebenberuflich tätig.

 

Es spricht daher viel dafür eine Norm, die es nicht-

unerheblichen Teilen der Gesellschaft unmöglich macht

oder erheblich erschwert ampolitischenWillensbildungs-

prozess auf kommunaler Ebene teilzunehmen, dahinge-

hen anzupassen, dass durch die Pandemie erprobte Mit-

tel, nämlich die der Videokonferenz oder der Hybriden Sit-

zung auch in Zukunft – und sei es auch nur auf Ausschus-

sebene – genutzt werden können. Und zwar nicht nur

wenn ein Notfall dies erfordert, sondern dann, wenn es

darum geht politische Teilhabe zu ermöglichen.

 

• 8a BezVwGsollte uns nicht zurück in die Vergangen-

heit bringen mit dem Ende der Pandemie, sondern

den Weg in ein modernes Land freimachen. Es ob-

liegt dann der BVV selbst den sinnvollen Ausgleich

zwischen den Interessen der Teilhabe der einzelnen

Bevölkerungsgruppen durch eine ausgewogene Ge-

schäftsordnung Sorge zu tragen.
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